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Rundverfügung G2/1972  
 
 
 
 
Grundsteuerfreiheit von Dienstgrund stücken nach § 4 Ziff . 5 c Grund steuergesetz  

 
 
 
Der Bundesfinanzhof hat durch mehrere Urteile vom 9. Juli 1971 (Az. III R 19/69 - BStBl. II S. 781, Az. III R 
30/70 - BStBl. II S. 785, Az. III R 15/70 - bisher nicht veröffentlicht -) seine frühere Rechtsprechung 
(insbesondere Urteil III 1/63 U vom 30. Juli 1965 - BStBl. III 1965 S. 566) bestätigt.  

 
Danach sind solche Dienstgrundstücke der Pfarrdotationen der Grundsteuer nicht unterworfen, die bis zur 
Ablösung der unmittelbaren Nutzung des Stelleninhabers am Dotationsvermögen in die Dotation 
aufgenommen worden sind, sofern bei der Ablösung der unmittelbaren Nutzung gleichzeitig das 
Grundsteuerprivileg aufgrund gesetzlicher Bestimmungen aufrechterhalten wurde.  

 
Gesetzliche Bestimmungen in diesem Sinne sind für den Bereich der hannoverschen Landeskirche das 
Gesetz betreffend das Diensteinkommen der ev. Pfarrer vom 2. Juli 1898 (GS 1898 S. 155) sowie das 
Gesetz betreffend die Pfarrbesoldung, das Ruhegehaltswesen und die Hinterbliebenenfürsorge für die 
Geistlichen der evang. Landeskirchen vom 26. Mai 1909 (GS 1909 S. 113). Alle Pfarrdienstgrundstücke, die 
bis zum Inkrafttreten dieser beiden Gesetze in die Pfarrdotation aufgenommen wurden, sind von der 
Grundsteuer befreit.  

 
In dem Urteil III R 30/70 vom 9. Juli 1970 hat der Bundesfinanzhof hinsichtlich der Grundstücke, die eine 
Kirchengemeinde in einem gesetzlich geregelten Flurbereinigungsverfahren als Landabfindung anstelle eines 
grundsteuerbefreiten Dienstgrundstückes erhält, zugunsten der Kirche eine Ausnahme gemacht, indem er 
anerkannt hat, daß die Grundsteuerfreiheit für das neue Grundstück fortbesteht.  

 
Die Finanzverwaltung Niedersachsen hat außerdem zugestanden, daß die Grundsteuerfreiheit eines 
Dienstgrundstückes auch dann weiter besteht, wenn es aus der Pfarrdotation einer bestehenden 
Kirchengemeinde in die Pfarrdotation einer neu gebildeten Kirchengemeinde übernommen wird.  

 
Soweit Grundstücke der Pfarrdotationen, die nach der Ablösung der unmittelbaren Nutzung des 
Stelleninhabers am Dotationsvermögen in die Pfarrdotation aufgenommen worden sind, bei der 
Einheitsbewertung des Grundbesitzes durch die Finanzämter erfaßt werden, bitten wir von der Einlegung von 
Rechtsbehelfen abzusehen; etwa noch laufende Rechtsmittel sind zurückzunehmen, da aufgrund der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung z.Zt. keine Aussicht besteht, die Grundsteuerfreiheit für diese 
Grundstücke durchzusetzen.  

 
 
gez. Dr. Frank  

3 Hannover 1, den 17. Februar 1972 
Rote Reihe 6 
Anschrift: Landeskirchenamt Hannover, Postfach 3726 u. 3727 
Durchwahl-Fernruf: (0511) 1941-276 
oder Zentrale (0511) 19411 
Telegrammanschrift: Landeskirchenamt Hannover 
Postscheckkonto: Landeskirchenkasse, Hannover Nr. 101 00 
Niedersächsische Landesbank Konto Nr. 35913 
Nr. 7311 III 10 R. 471 
(Bei Beantwortung bitte angeben) 
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